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Die letzten Dinge regeln

Schwerpunkte:

• Testamentsberatung
• Betreuungsverfügung
• Patientenverfügung
• Nachlassabwicklung
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In guten Händen
„Niemand spricht gern darüber,
aber irgendwann wird jeder mit
einem Trauerfall konfrontiert –
und dann kommt es darauf an,
in guten Händen zu sein.“

Alexander Schmid,
Geprüfter Bestatter Thomas Schmid
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Friedhofsgärtnerei
Grabneuanlagen, Grabbepflanzungen, Dauergrabpflege
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Anspruch auf Wertermittlung

P flichtteilsberechtigte
können verlangen, dass
Erben ihnen Auskunft

über den Bestand des Nachlas-
ses geben. Dabeimuss derWert
der Nachlassgegenstände er-
mittelt werden. Das kann auch
dann gelten, wenn ein Nach-
lassgegenstand vom Erben
nach dem Erbfall veräußert
wurde, entschied der Bundes-
gerichtshof (BGH) in einem Ur-
teil (Az.: IV ZR 328/20). An-
dernfalls haben Pflichtteilsbe-
rechtigte keine Möglichkeit
nachzuweisen, dass eine Im-
mobilie unter Wert verkauft

wurde und der Pflichtteil damit
zu gering ausfiel.

In dem verhandelten Fall hatte
der Erblasser ein Grundstück an
mehrere Erben vererbt. Für das
Grundstück gab es verschiede-
ne Wertgutachten, die zwi-
schen den Beträgen von 58000
und 245000 Euro schwankten.
Die Erben veräußerten das
Grundstück schließlich für
65000 Euro.
Die Tochter des Erblassers be-
kam als Pflichtteil rund 33400
Euro zugesprochen. Dennoch
wollte die Frau unabhängig von
der Veräußerung den Ver-
kehrswert des Grundstückes
zum Zeitpunkt des Erbfalles er-
mitteln lassen. Die Erben lehn-
ten das ab. Das Urteil: Der Klä-
gerin steht ein Anspruch auf

Wertermittlung zu, befand der
BGH. Der Pflichtteilsberechtig-
te hat an einer derartigen
Wertermittlung ein schutz-
würdiges Interesse – und zwar,
wenn die vom Erben vorgeleg-
ten Unterlagen und Auskünfte
nicht ausreichen, um sich ein
Bild über den Wert des Nach-
lassgegenstandes zu machen.
Die in diesem Fall eingeholten
Sachverständigengutachten
und auch der Verkaufspreis va-
riieren in ihren Werten deut-
lich.

Dass das Grundstück bereits
verkauft wurde, ändert an dem An-
spruch nichts. Denn andernfalls
könne ein Pflichtteilsberech-
tigter nicht nachweisen, dass
der Veräußerungserlös nicht
dem Verkehrswert entspricht.
Allerdings müsse das Gutach-
ten nicht von einem öffentlich
bestellten und vereidigten

Sachverständigen erstellt wer-
den. Maßgebend sei alleine,
dass der Wert des Nachlassge-
genstandes durch einen unpar-
teiischen Sachverständigen er-
mittelt werde.

Erben müssen
Pflichtteilsberechtigten
Auskunft über den
Nachlass geben

Bei Erbfällen geht es oft ums Geld – daher ist der Wert der Nachlassge-
genstände wichtig. Foto: Christin Klose/dpa-tmn

Streitpotenzial: die Erbengemeinschaft

D ie Erbengemeinschaft
ist eine Zwangsgemein-
schaft. Sie ist entweder

durch die gesetzliche Erbfolge
begründet oder weil es ein Erb-
lasser so im Testament ge-
schrieben und gewollt hat. Sie
wird als „Zwangsgemein-
schaft“ bezeichnet, weil sich
die Erben nicht freiwillig zu-
sammenschließen, sondern
ohne eigenes Zutun oder kraft
Gesetzes zu dieser Gemein-
schaft verbunden werden.
Bis zur Auseinandersetzung

der Erbengemeinschaft ver-
walten dieMiterben der Erben-
gemeinschaft den Nachlass nur
gemeinsam und können über
ihn auch nur gemeinsam verfü-
gen.

Ohne Zweifel ist sie eine der
konfliktträchtigsten Gemeinschaf-
ten des deutschen Rechts, erläu-
tert die Münchner Erbrechts-
expertin Renate Maltry. Meist
sind die Interessen unter-
schiedlich ausgerichtet, so dass
häufig Streit vorprogrammiert
ist. Divergierende Begehrlich-
keiten gepaart mit Emotionen,
da Familienmitglieder auf-
grund unterschiedlicher Nähe-
verhältnisse anders betroffen
sind, werden oft durch erbit-
tert geführte, meist lang an-
dauernde gerichtliche Ausei-
nandersetzungen durchge-
setzt.
Rechtlich ist die Erbenge-

meinschaft eine Gesamthands-
gemeinschaft. Dies bedeutet:
Allen gehört alles. Daher kön-
nen dieMiterben über einzelne
Nachlassgegenstände nur ge-
meinschaftlich und jeder Ein-
zelne kann nur über seinen An-
teil insgesamt, nicht aber über
seinen Anteil an einzelnen Ge-
genständen verfügen.

Problematisch ist, dass alle
Miterben den Nachlass ge-
meinsam verwalten müssen,
bis er geteilt ist. Bis zur Teilung
des Nachlasses gilt für die
meist konfliktbelastete Ver-
waltung der Erbschaft folgende
Unterscheidung, erklärt Renate
Maltry: Ordnungsgemäße Ver-
waltungsmaßnahmen sind sol-
che, die Einfluss auf den Nach-
lass selbst haben und ihm zu-
gutekommen. Die Durchfüh-
rung von notwendigen Repara-
turen an der Nachlassimmobi-
lie, die Umschichtung von li-
quiden Mitteln des Verstorbe-
nen zum Beispiel in Aktien
oder Fonds oder die Kündigung
eines im Nachlass befindlichen
Mietobjektes sind hierfür die
klassischen Beispiele. Für die
Durchführung dieser Verwal-
tungsmaßnahmen reicht Stim-
menmehrheit aus, so dass ein
„blockierender Erbe“ bei diesen
Maßnahmen überstimmt wer-
den kann.
Bei einer Notverwaltungs-

maßnahme kann jeder Miterbe
ohne Zustimmung der anderen
sofort handeln und alle ande-
ren Miterben zur Zahlung der
dadurch entstehenden Kosten
verpflichten – wie bei durch
Unwetter oder Sturm an einer
Nachlassimmobilie entstande-
ner Schäden. Maßnahmen der
außerordentlichen Verwaltung
wie Veränderung oderWieder-
aufbau einer Immobilie kön-
nen nur einstimmig beschlos-
sen werden.

Eine Erbengemeinschaft ist vom
Gesetzgeber auf Auseinanderset-
zung ausgelegt. Die Auseinan-
dersetzung der Erbengemein-
schaft ist bei Einigung der Mit-
erben in einem Auseinander-
setzungsvertrag zu regeln. Ge-
lingt dies nicht, sind die einzel-
nen Gegenstände durch Pfand-
verkauf zu veräußern und Im-
mobilien durch Teilungsver-
steigerung zu vermarkten.
Wie kann man eine Erbenge-

meinschaft vermeiden? Der
Erbe selbst kann das Erbe aus-

schlagen, muss aber dabei die
Form und Fristen beachten. So-
fern er Pflichtteilsberechtigter
ist, kann er danach seinen
Pflichtteilsanspruch, der ein
Anspruch in Geld ist, der Er-
bengemeinschaft gegenüber
geltend machen.
Der Erblasser kann noch zu

Lebzeiten, also vor Eintritt des
Erbfalls, in seinem Testament
eine Erbengemeinschaft aus-
schließen. Dies ist möglich, in-
dem man nur eine Person als
Erben benennt und für die an-
deren potenziellen Erben Ver-
mächtnisse einräumt. Der Erbe
hat dann die Vermächtnisse zu
erfüllen.
Sollte sich die Erbengemein-

schaft nicht vermeiden lassen,
so kann der Erblasser eine Tes-
tamentsvollstreckung anord-
nen und somit eine Person als
Testamentsvollstrecker be-
stimmen, die den Nachlass ver-
waltet (Dauertestamentsvoll-
streckung) oder auseinander-
setzt (Abwicklungsvollstre-
ckung).

Eine weitere Möglichkeit, die
Folgen der Erbengemeinschaft im
Testament abzuschwächen, sind
Vorausvermächtnisse, wo-
durch ein Erbe einen Nachlass-
gegenstand im Vorfeld erhält.
Daneben gibt es die Teilungs-
anordnung, durch die be-
stimmt wird, wie einzelne Erb-
gegenstände unter den Hinter-

bliebenen verteilt werden. Die
Erbquoten bleiben davon un-
berührt. Wird einem Erben
zum Beispiel ein Haus zuge-
teilt, dessen Wert die Erbquote
übersteigt, so kann geregelt
werden, ob der Erbe dies ge-
genüber seinen Miterben aus-
zugleichen hat oder nicht.

Gerade, wenn es um geerbte
Immobilien geht, ist eine ge-
rechte Aufteilung der Erbmasse
oft eine große Herausforde-
rung, die schnell zum Erbstreit
führen kann. Sowohl bei der
Verwaltung als auch bei der
Aufteilung des Nachlasses sind
die Erben untereinander darauf
angewiesen, sich zu einigen,
was oft schwer zu erreichen ist.
Deshalb sollte man in einem
Testament klare Regelungen
treffen, um Streit zu vermei-
den.
Wenn man darüber nach-

denkt, zu Lebzeiten Schenkun-
gen vorzunehmen, können in
einem Familienpool eigene Re-
geln aufgestellt werden. Da-
durch kann nicht nur zur
Streitvermeidung beigetragen,
sondern auch steueroptimiert
Vermögen in die nächste Gene-
ration übertragen werden.

Renate Maltry
Fachanwältin für Erbrecht
Zertifizierte Testamentsvollstre-
ckerin AGT
Zertifizierte Unternehmensnach-
folgeberaterin ZentUma

Wird eine Person von
mehreren Personen
beerbt, entsteht
zwischen den Miterben
eine Erbengemeinschaft

Im Testament sollte man klare Regelungen treffen, um später Streit zu ver-
meiden. Foto: mb
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